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Ziel des Kulturlandschaftsprogrammes des Kreises Recklinghausen:

Kreisweit sollen charakteristische Kulturbiotope mit ihren spezifischen Lebensbedingungen
fir Pflanzen und Tiere im Biotopverbund erhalten und entwickelt werden.
Vertragsnaturschutz soll als vertrauenschaffende Maltnahme fiir die Abstimmung

und Umsetzung von EntwicklungsmaRnahmen mit den Landwirten die Landschafts-
planung erleichtern;

durch die Forderung die Finanzierung von Naturschutzaufgaben des Kreises

sichern und die Leistungen der Landwirte fiir den Schutz der Umwelt honorieren.

Die geschichtlich gewachsenen Kulturlandschaften des Kreises Recklinghausen und damit
die Identitat der Menschen mit Heimat und Umwelt sollen bewahrt und als ein wichtiger
Standortfaktor erhalten werden.

Insbesondere schwierig zu bewirtschaftende Freiflachen, die bisher den Landschafts-
charakter mitbestimmen und fir den Naturhaushalt wichtig sind, sollen einer Pflege durch
landwirtschaftliche Extensivnutzung zugefiihrt werden. Dazu werden auf freiwilliger Basis
Vertrdge mit Bewirtschaftern abgeschlossen, in denen die einzelnen durchzufuhrenden Pfle-
gemalinahmen, sowie die Hohe des finanziellen Ausgleiches festgesetzt werden.

Derzeit weist der Kreis Recklinghausen 53 rechtskraftige Naturschutzgebiete auf, die eine
Gesamtflache von 4.647 ha abdecken.

Grundsatzliches Ziel des Kreiskulturlandschaftsprogrammes ist die Erhaltung oder Verbesse-
rung bzw. Wiederherstellung der Lebensgrundlagen von gefahrdeten oder bedrohten Tier-
und Pflanzenarten und die Verhinderung einer fur den Naturhaushalt schadlichen Entwick-
lung.



Richtlinien Gber die Gewahrung von Zuwendungen
im Vertragsnaturschutz (Rahmenrichtlinien Vertragsnaturschutz)

RdErl. des Ministeriums fiir Umwelt und Naturschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz - 111 4-941.00.05.01
01.01. 2008

Zusammengestellt unter Berticksichtigung der Anderungen:
Rd.Erl. v. 25.08.2009; 01.05.2010

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
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Auf der Grundlage der jeweils geltenden Fassungen der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005
des Rates vom 20. September 2005 lber die Foérderung der Entwicklung des landlichen
Raums durch den Européischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen
Raums (ELER) (ABI. Nr. L 277 vom 21.10.2005, S.1) und der hierzu ergangenen Durchfiih-
rungsverordnungen der Kommission (EG) Nr. 1974/2006 (ABI. Nr. L 368 vom 23.12.2006,
S.15) und Nr. 1975/2006 (ABI. Nr. L 368 vom 23.12.2006, S.74), der Verwaltungsvor-
schriften (VV) zu 8 44 Landeshaushaltsordnung und nach Mal3gabe dieser Richtlinien ge-
wéhren das Land und die Kreise bzw. die kreisfreien Stadte Zuwendungen im Rahmen des
Vertragsnaturschutzes.

Ziel der Forderung ist die Erhaltung oder Verbesserung bzw. Wiederherstellung der Lebens-
grundlagen von gefdhrdeten oder bedrohten Tier- und Pflanzenarten und die Verhinderung
einer fur den Naturhaushalt schadlichen Entwicklung auf der Basis des Landschaftsgesetzes
Nordrhein-Westfalen v. 21. Juli 2000 (GV. NRW. S. 710/SGV. NRW. 791) in der jeweils
geltenden Fassung,

1.2
Auf die Forderung besteht kein Rechtsanspruch. Die Bewilligungsbehérden entscheiden
nach pflichtgemélRem Ermessen im Rahmen verfligbarer Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Forderung

2.1
Auf der Grundlage dieser Richtlinien kénnen folgende MaRnahmen gefordert werden:

2.1.1

Die naturschutzgerechte Bewirtschaftung von Grinland

- durch Nutzungsbeschrdnkungen und -verzichte auf Grunlandflachen zum Schutz von

Feucht-
wiesen und Gewasserauen, zum Schutz und Erhalt von Grunlandflachen in Mittelgebirgs-

lagen,
zum Schutz von Biotopen mit kulturhistorischer Bedeutung und zum Schutz von Biotopen
nach § 62 LG,

- durch uber bestehende VVorgaben hinausgehende Nutzungsbeschrankungen in Naturschutz
gebieten, in Gebieten von gemeinschaftlicher Bedeutung (FFH- Gebiete) und Européaischen
Vogelschutzgebieten,

- durch Pflege aufgegebener landwirtschaftlicher Nutzflachen,



- durch Umwandlung von Acker in Griinland mit anschlieBender extensiver Nutzung.

2.1.2
Die naturschutzgerechte Bewirtschaftung von Ackerflachen
- durch Erhaltung und Neuschaffung einer extensiven Nutzung von Ackerrandern und A-
ckern
zum Schutz von Ackerlebensgemeinschaften.

2.1.3
Die Pflege und Erganzungspflanzung von Streuobstwiesen mit und ohne Verbindung einer
extensiven Unternutzung.

2.1.4
Die Pflege von Hecken.

3 Zuwendungsempfangerin/ Zuwendungsempféanger
Landwirtinnen und Landwirte und andere Landbewirtschafter
4 Allgemeine Zuwendungsvoraussetzungen

4.1
Forderfahig sind Flachen in Nordrhein-Westfalen.

4.2

Die Zuwendungsempfénger haben sich fur die Dauer von mindestens fiinf Jahren zu ver-
pflichten, die Flachen gemaR den vereinbarten Bewirtschaftungsgrundsatzen zu bewirtschaf-
ten, ggf. Pflegemanahmen auf den Flachen durchzufihren und der Bewilligungsbehorde
jede Abweichung von Bewirtschaftungsauflagen unverziiglich anzuzeigen.

4.3

Der Antrag auf Zuwendung ist vor Beginn des Verpflichtungszeitraums spétestens bis zum
30. 6. des Antragsjahres zu stellen. Der Verpflichtungszeitraum beginnt mit dem 1.7. des
Antragsjahres.

5 Sonstige Zuwendungsvoraussetzungen/ Pflichten der
Zuwendungsempfanger/ Forderbereiche

5.1.

Die Einhaltung der Verpflichtungen sowie die Angaben zum Antrag kdnnen jederzeit an Ort
und Stelle durch die zustandigen Prifungsorgane kontrolliert werden. Die Kontrolleure ha-
ben das Recht auf Entnahme von Proben des Aufwuchses sowie des Bodens.

51.1

Dem beauftragten Kontrollpersonal sind die erforderlichen Auskinfte zu erteilen und der
Zugang zu Flachen und Wirtschaftsgebduden zu ermdglichen., Ihnen ist unbegrenzt Ein-
sichtnahme in die fur die Beurteilung der Zuwendungsvoraussetzungen notwendigen be-
trieblichen Unterlagen zu gewéhren ist.

5.1.2



Die Daten zur Forderung, insbesondere der Name und die Adresse sowie die Bezeichnung
der Maltnahme und die HOhe der Zuwendung werden geméaR Anhang VI Nr. 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 1974/2006 in das veroffentlichte Verzeichnis der Beglnstigten aufgenom-
men.

5.1.3

Die aktuell verbindlichen Anforderungen der Artikel 5 und 6 der Anhé&nge Il und Il der
Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 (ABI.L 30 vom 31. 01. 2009,
S.16) sowie darlber hinaus die Grundanforderungen fur die Anwendung von Dingemitteln
und Pflanzenschutzmitteln geméal Artikel 39 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 im
gesamten Betrieb sind einzuhalten (Cross Compliance). Sofern diese Anforderungen sich
verandern, wird auf Nr. 8.6.4 dieser Richtlinien verwiesen.

5.2

Nicht forderfahig sind Flachen im Eigentum des Landes Nordrhein-Westfalen, von Gemein-
den und Gemeindeverbanden oder des Bundes, bei denen bereits vertraglich Bewirtschaf-
tungsauflagen, die denen der beantragten Fordermalinahme nach diesen Richtlinien entspre-
chen oder dariiber hinausgehen, vereinbart worden sind. Ebenfalls nicht forderfahig nach
diesen Richtlinien sind Flachen im Eigentum des Landes Nordrhein-Westfalen, von Ge-
meinden und Gemeindeverbanden oder des Bundes, sofern diese Flachen mit 6ffentlichen
Mitteln zu Umwelt- oder Naturschutzzwecken erworben worden sind.

Abweichend hiervon kann die Bewilligungsbehdrde bei landwirtschaftlich genutzten Fla-
chen in 6ffentlichem Eigentum, die auch pachtzinsfrei nicht verpachtet werden kénnen, nach
den konkreten Umsténden des Einzelfalls eine Zuwendung nach dieser Richtlinie gewahren.

5.3
Forderbereiche
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Die Forderung soll sich auf Naturschutzgebiete, auf besonders geschitzte Biotope nach § 62
LG und sonstige Biotopverbundflachen konzentrieren.

Sonstige Biotopverbundfldchen sind Flachen, deren Forderfahigkeit und Wirdigkeit in bis-
herigen Naturschutzsonderprogrammen des Landes oder in von Kreisen/kreisfreien Stadten
aufgestellten Naturschutzprogrammen - insbesondere Flachen in Landschaftsplangebieten
mit Festsetzungen nach 88 23,24 und 8 26 LG - festgesetzt worden ist. Solange eine aus-
driickliche Genehmigung und Einstufung als sonstige Biotopverbundfldche durch die obers-
te Landschaftsbehdrde nicht erfolgt, gelten die Flachen nicht als sonstige Bio-
topverbundflachen i. S. der

Nr.5.3.1

53.2

Aulerhalb der in Nr. 5.3.1 genannten Biotopverbundfl&chen ist eine Férderung von MaR-
nahmen zulassig, wenn die Bewilligungsbehérde die Bedeutung der Flache flr den regiona-
len bzw. ortlichen Biotopverbund und die Notwendigkeit der MaRnahme fur den Natur-
schutz feststellt.

6 Art, Umfang und H6he der Zuwendung, finanzielle Beteiligung

6.1
Zuwendungsart



Projektforderung.

6.2

Finanzierungsart
Festbetragsfinanzierung.
Bagatellgrenze 125,--€/Bewilligung

6.3
Form der Zuwendung
Zuschuss zur Unterstiitzung von Leistungen fir den Naturschutz und den Naturhaushalt.

6.4
Bemessungsgrundlage und Hohe der Zuwendung

6.4.1

Die Zuwendungshohe bemisst sich nach der GroRRe der Flache, den vereinbarten Nutzungs-
beschrankungen und den Leistungen zur Schaffung, Wiederherstellung und Pflege von Bio-
topen. Inhalt und Ausgleichsbetrdge ergeben sich aus der Anlage 1.

6.5
An den Zuwendungen beteiligt sich das Land wie folgt:

6.5.1

in Naturschutzgebieten und auf Flachen mit geschiitzten Biotopen nach § 62 LG sowie auf
Flachen, die sich bereits in der Forderung befinden bzw. deren Forderung fortgesetzt wird
und die nach dem LG friiherer Fassung als gesetzlich geschutztes Biotop galten

bei allen Malinahmen mit 100%

6.5.2
landesweit bei MalRnahmen der Ackerextensivierung mit
100%

6.5.3

auf sonstigen Biotopverbundfldchen nach Nr. 5.3.1 bei der Umwandlung von Acker in Griin-

land und den Ubrigen Extensivierungs- und Biotopverbesserungsmalinahmen nach Anlage |

- bei Bestehen rechtsverbindlicher Landschaftspléane bzw. Landschaftsplénen, fir die ein
Satzungsbeschluss geman 8 16 Abs. 2 LG vorliegt mit

80%,

- in sonstigen Gebieten mit

60 %.

6.5.4

In Fordergebieten der Nr.5.3.2 bei der Umwandlung von Acker in Grinland und den tbrigen

Extensivierungs- und Biotopverbesserungsmalinahmen nach Anlage |

- bei Bestehen rechtsverbindlicher Landschaftspléane bzw. Landschaftsplénen, fir die ein
Satzungsbeschluss gemaR 8 16 Abs.2 LG vorliegt mit

40%,

- in sonstigen Gebieten mit

30 %.

6.5.5



Der restliche Finanzierungsanteil wird von den Kreisen/kreisfreien Stadten aufgebracht.

6.6
EG- Kofinanzierung

6.6.1

Die EU beteiligt sich an der Finanzierung des Landes und der Kreise/kreisfreien Stadte bei
den MaRnahmen der Nr. 5.3.1 mit Ausnahme von zusatzlichen Férdermalinahmen flr be-
sondere Bewirtschaftungsauflagen in einzelnen Vertragsjahren (vgl. Anlage 1) zu 45 % .
6.6.2

Die Finanzierung von MaRnahmen nach Nr. 5.3.2 erfolgt ohne EU-Beteiligung.

7 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

7.1
Anrechnungspflichten/Kumulation

7.1.1

Zuwendungen nach den jeweils geltenden Richtlinien tber die Gewéhrung von Zuwendun-
gen fir die Forderung einer markt- und standortangepassten Landwirtschaftung (MSL) so-
wie den Richtlinien Uber die Gewahrung von Zuwendungen fiir die Férderung einer markt-
und standortangepassten Landbewirtschaftung im Rahmen der Modulation in den jeweils
geltenden Fassungen sind grundsatzlich auf die Flache in vollem Umfang anzurechnen.
Diese Zuwendungen werden von dem Direktor der Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen als Landesbeauftragter (EG-Zahlstelle) ermittelt und werden vor der jahrlichen
Auszahlung abgeglichen.

7.1.2

Eine Kumulation der Férderung nach diesen Richtlinien ist nur in den in Anlage 2 aus-
dricklich genannten Féllen zuldssig. Unberthrt bleiben ausdriicklich zuldssige Kumulatio-
nen in anderen Forderrichtlinien.

7.2
Wechsel der Verpflichtung/Anderung der Verpflichtung/Riickzahlungsverpflichtungen

7.2.1

Gehen wéhrend des Verpflichtungszeitraumes der Betrieb oder einzelne Teile davon, fur die
eine Zuwendung nach diesen Richtlinien gewahrt wird, auf andere Personen tber oder an
die Verpachterin oder den Verpachter zurlick, missen die Zuwendungsempfangenden oder
deren Rechtsnachfolger die fiir diese Flachen in der Bewilligungsperiode erhaltenen Zuwen-
dungen aufier in Félle hoherer Gewalt zuriickzahlen, sofern die Rechtsnachfolger die weitere
Einhaltung der eingegangenen Verpflichtung zumindest bis zum Ende der Bewilli-
gungsperiode ablehnen.

7.2.2

Die Bestimmungen der Nr. 7.2.1 finden keine Anwendung, wenn die Zuwendungsempfan-
ger die Verpflichtungen mindestens drei Jahre erfullt haben, die landwirtschaftliche Tétig-
keit aufgeben und sich die Ubernahme der Verpflichtungen durch eine Nachfolgerin oder
einen Nachfolger als nicht durchflihrbar erweist. Unbeschadet des Satzes 1 finden die Be-
stimmungen der Nr. 7.2.1 ferner keine Anwendung, wenn es sich um Flachen handelt, die



infolge von Enteignung oder Zwangsversteigerung oder die im Zuge eines Bodenordnungs-
verfahrens nach dem Flurbereinigungsgesetz auf andere Personen ubergehen.

7.2.3

Die Zuwendungsempfanger kénnen wéhrend des Verpflichtungszeitraumes eine Umwand-
lung der eingegangenen Verpflichtungen beantragen, sofern damit erhebliche Vorteile fir
die Umwelt verbunden sind, die bereits eingegangene Verpflichtung wesentlich erweitert
wird und die neue MaRnahme Bestandteil dieser Richtlinien oder einer anderen Forderricht-
linie ist, die zur Umsetzung von AgrarumweltmalRnahmen gemaf Artikel 39 der Verordnung
(EG) Nr. 1698/2005 in Nordrhein-Westfalen erlassen worden ist. Die Anderung fiihrt nicht
zu einer Rickzahlungsverpflichtung der bisher gezahlten Zuwendungen. Die Umwandlung
wird jeweils zu Beginn des nachstfolgenden Verpflichtungsjahres wirksam.

7.2.4

In Fallen hoherer Gewalt und aufRergewodhnlicher Umstande kann die Bewilligungsbehdrde
Ausnahmen von der eingegangenen Verpflichtung zulassen. Héhere Gewalt bzw. auf3erge-
wohnliche Umstande sind insbesondere in folgenden Féllen anzunehmen:

e Dbei Todesfall der Betriebsinhaberin oder des Betriebsinhabers,

e Dbei langer andauernder Berufsunféhigkeit der Betriebsinhaberin oder des Betriebsin-
habers

e Dbei Enteignung eines wesentlichen Teils des Betriebes, soweit sie am Tage der Un-
terzeichnung der Verpflichtung bzw. zum festgesetzten Termin bei Fortfihrung der
MafRnahme nicht vorherzusehen war,

e Dbei schwerer Naturkatastrophe, die die landwirtschaftlich genutzten Flachen des Be-
triebes erheblich in Mitleidenschaft zieht,

e Dbei unfallbedingter Zerstorung der Stallungen des Betriebes,

e bei Seuchenbefall des Tierbestandes oder eines Teils davon.

Falle hoherer Gewalt und auBergewdhnliche Umstdnde sind der Bewilligungsbehorde
schriftlich mit entsprechenden Nachweisen innerhalb von 10 Werktagen nach dem Zeitpunkt
anzuzeigen, ab dem die Zuwendungsempfénger bzw. deren Rechtsnachfolger oder Vertreter
von dem Fall héherer Gewalt Kenntnis erlangt haben oder nach den Umstédnden hatten
Kenntnis erlangt haben missen.

Konnen die Zuwendungsempfanger infolge héherer Gewalt oder besonderer Umstande ih-
ren/seinen Verpflichtungen nicht nachkommen, bleibt der Anspruch auf Zuwendung im
betreffenden Verpflichtungsjahr bestehen. Die Verpflichtung kann fiir die Zukunft aufgeho-
ben werden.

7.3
Offensichtliche Irrtiimer/Schuldloses Verhalten der Zuwendungsempfénger/Selbstanzeige

7.3.1

Enthalten der Bewilligungsbescheid oder der Antrag auf Auszahlung offensichtliche Irrti-
mer, kann eine Berichtigung jederzeit erfolgen, wenn die Bewilligungsbehérde den offen-
sichtlichen Irrtum anerkennt.



8 Ruckforderung, Kirzungen, Sanktionen

8.1

Die nachfolgenden Regelungen zu Kirzungen und Forderausschliissen bei Fléchen-
abweichungen finden keine Anwendung, wenn die Zuwendungsempfanger sachlich richtige
Angaben vorgelegt haben oder auf andere Weise belegen konnen, dass sie keine Schuld
trifft. Zu Unrecht gezahlte Zuwendungen sind auch in diesem Falle zuzuglich Zinsen zu-
riickzuzahlen. Der Bewilligungsbescheid ist anzupassen.

8.2

Die nachfolgenden Regelungen bei Flachenabweichungen finden ebenfalls keine Anwen-
dung, wenn die Zuwendungsempfénger die Bewilligungsbehdrde schriftlich dartber in-
formiert haben, dass der Zuwendungsantrag fehlerhaft ist oder seit Einreichung fehlerhaft
geworden ist. Dieses gilt nicht, wenn die Zuwendungsempfénger von der Absicht der Be-
horde Kenntnis erlangt haben, bei ihnen eine Vor-Ort-Kontrolle durchzufuhren und/oder die
Bewilligungsbehorde sie bereits Uber UnregelméRigkeiten unterrichtet haben.

Tatbestadnde des Satzes 1 flhren zu einer Anpassung des Bewilligungsbescheides an die tat-
séchliche Situation. Zu Unrecht gewahrte Zuwendungen sind grundsatzlich zuziglich Zin-
sen zuruckzuzahlen.

8.3
Rickforderungen/Sanktionen

8.3.1

Die Grundlage fur die Berechnung der Zuwendungen wird gemal Artikel 50 Absatze 1, 3
und 7 der Verordnung (EG) Nr. 796/2004 festgelegt. Kiirzungen der Zuwendungen oder
Ausschlisse aufgrund von Flachenabweichungen sowie Kirzungen oder Ausschliisse bei
Nichterfullung der Forderkriterien erfolgen gemaR Artikel 16 und 18 der Verordnung (EG)
Nr. 1975/2006.

8.3.2

Halten die Zuwendungsempféanger die eingegangenen Verpflichtungen nicht ein oder enthélt
der Forderantrag oder Antrag auf Auszahlung unrichtige Angaben, kann der Zuwendungsbe-
scheid fur die jeweilige Bewilligungsperiode ganz oder teilweise aufgehoben werden.

Zu Unrecht gezahlte Zuwendungen kénnen ganz oder teilweise zurlickgefordert werden.
8.3.3

Werden die verbindlichen Anforderungen der Cross Compliance geméafs Nr. 5.1.3 ein-
schlie3lich der nationalen Anforderungen des Dingerechts (Phosphor) von den Zuwen-
dungsempféngern im gesamten Betrieb aufgrund einer unmittelbar dem Zuwendungsemp-
fanger zuzuschreibenden Handlung oder Unterlassung nicht erfillt, so wird der Gesamtbe-
trag der nach diesen Richtlinien zu gewahrenden Zuwendung gekirzt. MaRgeblich fir die
Kirzung sind die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 in Verbindung mit
der Verordnung (EG) Nr. 796/2004. Die Kiirzung erfolgt durch die EG-Zahistelle.

8.4
Kirzungen und Ausschlisse bei Flachenabweichungen

8.4.1



Flachenabweichungen sind innerhalb einer Kulturgruppe zu ermitteln. Innerhalb der Forde-
rung dieser Richtlinien bilden alle Bewirtschaftungspakete mit identischen Extensivierungs-
bzw. PflegemaRnahmen und gleicher Pramienhdhe eine Kulturgruppe.

8.4.2
Der Umfang der Kiirzungen und Ausschlisse bei Flachenabweichungen ergibt sich aus Art.
16 der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 in der jeweils geltenden Fassung.

8.4.3

Der Betrag, der sich aus den Ruckforderungen bzw. Ausschliissen ergibt, wird mit den Bei-
hilfezahlungen im Rahmen der Fordermalnahmen gemaR der ELER- Verordnung oder der
Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 verrechnet, auf die die Zuwendungsempfénger im Rahmen
ihrer FOrderantrdge Anspruch haben, die sie in den auf das Kalenderjahr der Feststellung
folgenden drei Kalenderjahren stellen. Kann der Betrag nicht vollstandig mit diesen Zahlun-
gen verrechnet werden, so verfallt der verbleibende Saldo.

8.5
Kirzungen und Ausschlisse bei Nichterfullung der Forderkriterien

8.5.1

Werden mit der Beihilfegewahrung verbundene Verpflichtungen unabhdngig von den in Nr.
8.4 getroffenen Regelungen bei Flachenabweichungen nicht erfllt, wird die beantragte Bei-
hilfe gekirzt oder verweigert. Gewahrte Zuwendungen kénnen zuziiglich Zinsen zuriickge-
fordert werden.

8.5.2
Die nachfolgenden Bestimmungen beziehen sich auf die jeweils betroffene Flache und gel-
ten flr den jeweiligen Bewilligungszeitraum.

8.5.3
Die Hohe der Sanktion ist abhangig von der Schwere, des Ausmafes und der Dauer des fest-
gestellten VerstoRes.

8.5.3.1

Die Beurteilung der Schwere des VerstoRes hangt insbesondere davon ab, welche Bedeu-
tung den Auswirkungen des Verstol3es unter Beriicksichtigung der Ziele der nicht eingehal-
tenen Verpflichtung beizumessen ist.

8.5.3.2
Das Ausmal} eines VerstoRes wird insbesondere anhand der Auswirkungen des VerstoRes
auf das Vorhaben insgesamt beurteilt.

8.5.3.3

Die Beurteilung der Dauer eines VerstoRes richtet sich insbesondere danach, wie lange die
Auswirkungen des Verstol3es andauern oder welche Moglichkeiten bestehen, diese Auswir-
kungen mit angemessenen Mitteln abzustellen.

8.5.4



Beruhen die VerstoRe auf absichtlichem Handeln oder absichtlichen Falschangaben, so wer-
den die Zuwendungsempfanger in dem Jahr der Feststellung sowie im folgenden Jahr von
Zuwendungen auf der Basis dieser Richtlinien ausgeschlossen

8.5.5
Die Kirzungen und Ausschlisse im Rahmen dieser Richtlinien gelten unbeschadet zusatzli-
cher Sanktionen aufgrund nationaler VVorschriften.

8.5.6

Unbeschadet der allgemeinen Regelungen in Nr. 8.5.3 werden nachfolgende Regelungen zu
Kirzungen und Rickzahlungsverpflichtungen getroffen, die die Mindesthéhe der Sanktio-
nen darstellen.

8.5.6.1.
Verpflichtungen der Ackerextensivierung

8.5.6.1.1
Es werden keine Zuwendung im Jahr der Feststellung gewahrt sowie Zuwendungen fur die
Vergangenheit der laufenden Bewilligungsperiode zurtickgefordert bei

e mindestens dreimaligem Verstol? gegen Verpflichtungen innerhalb des Bewilli-
gungszeitraums

8.5.6.1.2
Es werden keine Zuwendungen im Jahr der Feststellung gewéhrt bei

e Verstol3 gegen Verpflichtungen der Extensivierung mit Ausnahme des VerstoRes ge-
gen das Verbot von Ablagerungen

8.5.6.1.3
Die Zuwendung wird im Jahr der Feststellung um 25% gekiirzt bei
e Verstol’ gegen das Verbot von Ablagerungen

8.5.6.2
Verpflichtungen der Griinlandextensivierung

8.5.6.2.1
Es werden keine Zuwendung im Jahr der Feststellung gewahrt sowie Zuwendungen fur die
Vergangenheit zurtickgefordert bei
e Verstol3 gegen das Umwandlungsverbot
e Verstol3 gegen Verpflichtungen des Verzichts auf oder der Einschrankung von Diin-
gung und Pflanzenschutz auf gem. § 62 LG NRW geschutzten Biotopen
e Verstol3 gegen Verpflichtungen des Verzichts auf Pflegeumbruch auf gem. § 62 LG
NRW geschiitzten Biotopen
e mindestens dreimaligem Verstol} gegen naturschutzfachlich relevante Verpflichtun-
gen innerhalb des Bewilligungszeitraums

8.5.6.2.2
Es werden keine Zuwendungen im Jahr der Feststellung gewéhrt bei



e Verstol3 gegen Verpflichtungen des Verzichts auf oder der Einschrankung von Diin-
gung und Pflanzenschutz

Verstol} gegen die Verpflichtung zum Verzicht auf Pflegeumbruch

Verstol? gegen die Verpflichtung zum Verzicht auf Nachsaat

Verstol} gegen mehrere weitere Verpflichtungen im Feststellungsjahr

Verstol? gegen Verpflichtungen zur Regelung der Pflege- und Mahdtermins auf gem.
§ 62 LG NRW geschiitzten Biotopen

8.5.6.2.3
Die Zuwendung wird im Jahr der Feststellung um 50% gekirzt bei
o Verstol? gegen Verpflichtungen zur Regelung der Besatzdichte
e Verstol3 gegen Verpflichtungen zur Regelung der Pflege- und Mahdtermins auf wei-
teren Flachen
e Verstol’ gegen Festlegung der Weidetierarten

8.5.6.2.4
Die Zuwendung wird im Jahr der Feststellung um 25% gekiirzt bei
e Nichteinhaltung der Verpflichtung zu Zusatzmalinahmen zusatzlich zur Nichtgewéh-
rung der Zuwendung fur die Zusatzmanahme
e Verstdle gegen sonstige eingegangene Verpflichtungen

8.5.6.3
Verpflichtungen der Streuobstwiesen- und Heckenpflege

8.5.6.3.1
Es werden keine Zuwendung im Jahr der Feststellung gewahrt sowie Zuwendungen fur die
Vergangenheit zurtickgefordert bei

e Verstolen, die zu einer Zerstérung des geforderten Lebensraums fuhren

8.5.6.3.2
Es wird keine Zuwendung fir das Jahr der Feststellung gewéhrt bei
e Verstol3 gegen Verpflichtungen des Verzichts auf Dingung und Pflanzenschutz
e Verstol? gegen Bestimmungen zur chemisch-synthetischen Pflanzenbehandlung der
Obstbdume

8.5.6.3.3
Der Zuwendungsbetrag wird anteilig gekurzt bei
e Verstdllen gegen sonstige Bestimmungen der Streuobstwiesenférderung  (Baum-
pramienkirzung)
e Verstollen gegen sonstige HeckenpflegemalRnahmen

8.5.6.3.4

Der Zuwendungsbetrag wird um 25% gekdirzt bei



e sonstigen VerstoRen gegen weitere Auflagen zur extensiven Grunlandnutzung wie
z.B. Besatzdichten, Tierarten und Nutzungszeiten

8.6
Rickforderungen/ Verjahrungsfristen

8.6.1

Riickforderungsbetrage einschlieBlich darauf entfallende Zinsen kdénnen mit der ndchsten
Zahlung aufgrund dieser Richtlinien verrechnet werden, wenn die nachste Auszahlung kurz-
fristig ansteht und mindestens in Hohe des Rickforderungsbetrages zu erwarten ist.

8.6.2

Die Verpflichtung zur Rickzahlung entfallt, wenn die Zahlung auf einem Irrtum der zustén-
digen Behorde selbst oder einer anderen Behorde zurtickzufiihren ist, der von den Zuwen-
dungsempféangern billigerweise nicht erkannt werden konnte. Es sei denn, der Irrtum beruht
auf einer fehlerhaften Berechnung der betreffenden Zahlung und der Rickforderungsbe-
scheid wurde innerhalb von zw6If Monaten nach der Zahlung lbermittelt.

8.6.3

Die Verpflichtung zur Ruckzahlung entfallt, wenn zwischen dem Tag der Auszahlung der
Zuwendung und dem Tag, an dem die Zuwendungsempfanger von der zustdndigen Behorde
erfahren haben, dass die Zuwendung zu Unrecht gewéhrt wurde, mehr als zehn Jahre ver-
gangen sind. In den Fallen, in denen die Zuwendungsempféanger in gutem Glauben handel-

ten, verkurzt sich die Verjahrungsfrist auf vier Jahre.

Fur Betrdge, die aufgrund von Sanktionen zurlickgezahlt werden missen, gilt eine Verjahrungsfrist von vier
Jahren

8.6.4

Ist aufgrund von strengeren Cross Compliance— Anforderungen gemald Nr. 5.1.3 die Hohe
der Zuwendung fir die jeweilige Malinahme wahrend der Bewilligungsperiode nach unten
anzupassen, kann der Bewilligungsbescheid auf Wunsch der Zuwendungsempfanger aufge-
hoben werden. Bereits gewéhrte Zuwendungen werden nicht zuriickgefordert.

9 Verfahren und Kontrolle

9.1
Antragsverfahren

Der Antrag auf Zuwendung einer Forderung nach diesen Richtlinien ist schriftlich zu stel-
len. Entsprechende Formulare stellt die Bewilligungsbehérde bei Bedarf zur Verfligung.

9.2
Bewilligungsverfahren

9.2.1

Bewilligungsbehorden sind die unteren Landschaftsbehdrden der Kreise und kreisfreien
Stadte. Voraussetzung fur die Durchfuhrung der Vertragsnaturschutzférderung ist die Ein-
bindung der Bewilligungsbehdrde in das EG-Zahlstellenverfahren.



9.3
Auszahlungsverfahren

Die Zuwendungen werden auf Antrag der Zuwendungsempfangenden einmal jahrlich nach
Beendigung des jeweiligen Verpflichtungsjahres ausgezahlt. Der Antrag auf Auszahlung ist
spatestens bis zum 15. 05. des folgenden Jahres bei der Bewilligungsbehorde zu stellen.

Die Auszahlung erfolgt durch den Direktor der Landwirtschaftskammer Nordrhein-
Westfalen als Landesbeauftragter (EG-Zahlstelle).

9.4.
Verwendungsnachweisverfahren/Kontrollverfahren

94.1

Als Verwendungsnachweis gelten der Bewilligungsbescheid mit seinen Bestandteilen sowie
der jahrliche Antrag auf Auszahlung der Zuwendung, insbesondere die darin enthaltene Er-
klarung, dass die vereinbarten MaRnahmen eingehalten wurden.

9.4.2

Die Verwaltungskontrollen sind bei allen Antrdgen anhand aller vorliegenden und geeigne-
ten Unterlagen- in geeigneten Fallen anhand der Daten des Integrierten Verwaltungs- und
Kontrollverfahrens — durchzufihren.

9.4.3

Die allgemeinen Verwaltungskontrollen sind durch jahrliche Stichprobenkontrollen in Hohe
von mindestens 5 v. H. der bewilligten Antrdge vor Ort zu ergénzen. Die Kontrollen vor Ort
werden gemaR Artikel 12 bis 15 der Verordnung (EG) Nr. 1975/2006 (ABI.L 368 vom
23.12.2006, S.74) in der jeweils geltenden Fassung durchgefiihrt. Es ist darauf zu achten,
dass eine personelle Trennung der Bewilligungs- und Priifstelle eingehalten wird. Der Prifer
darf dem flr die Bewilligung zustandigen Bediensteten nicht weisungsgebunden unterstellt
sein.

Das Ergebnis der Prifung ist aktenkundig zu machen.

944
Die Identifizierung der Flachen erfolgt nach dem Feldblocksystem gemaR Teil 11 Titel | der
Verordnung (EG) Nr. 796/2004.

9.5 Zu beachtende Vorschriften

9.5.1

Soweit in diesen Richtlinien nicht abweichend geregelt gelten fur die Bewilligung, Auszah-
lung und Abrechnung der Zuwendung, fur den Nachweis und die Priifung der Verwendung
sowie gg. Erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rickforderung ge-
wahrter Zuwendungen die VV zu § 44 LHO.

10 Ubergangsvorschriften

Bereits bewilligte Malinahmen werden nach den Forderrichtlinien in der zum Zeitpunkt der
Bewilligung bzw. der erneuten Bewilligung geltenden Fassung fiir den restlichen Ver-
pflichtungszeitraum abgewickelt.



11 Inkrafttreten

Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2010 in Kraft.



Bewirtschaftungspakete

4000 bis 4042
Naturschutzgerechte Nutzung von Ackern /Ackerstreifen* zum Schutz spezieller Arten
und Lebensgemeinschaften der Acker

(wie z.B. Ackerwildkrauter, Feldhamster, Rebhuhn, Feldhase, Feldlerche, Grauam-
mer, Wachtelkonig, Wachtel und Kiebitz)

4000
Extensive Ackernutzung landesweit 1. Alternative

- Verzicht auf Pflanzenschutzmittel einschlie3lich &tzender Dingemittel und
Wachstumsregulatoren
- Verzicht auf mechanische, thermische oder elektrische Unkrautbekampfung
- Verzicht auf Gille und Klarschlamm
- Verzicht auf Untersaaten
- Verzicht auf Ablagerungen (Mieten/Silage u. a.)
Ausgleichsbetrag ha/Jahr
612,-- €

4010
Extensive Ackernutzung landesweit 2. Alternative

- Verzicht auf chemisch- synthetischen Stickstoffdiinger
- Verzicht auf Pflanzenschutzmittel einschliellich atzender Dungemittel und
Wachstumsregulatoren
- Verzicht auf mechanische, thermische oder elektrische Unkrautbekampfung
- Verzicht auf Gille und Kl&rschlamm
- Verzicht auf Untersaaten
- Verzicht auf Ablagerungen (Mieten/Silage u. a.)
Ausgleichsbetrag ha/Jahr
762,-- €

4021 bis 4042
Extensive Ackernutzung in festgelegten Forderkulissen

VVon den nachfolgend genannten MalRnahmen ist mindestens eine fir die Dauer der gesam-
ten Bewilligungsperiode durchzufiihren, zusatzlich kdnnen weitere MaRnahmen auch in
einzelnen Jahren vereinbart und miteinander kombiniert werden:

Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

e Verpflichtung zur Untersaat (4021) 121,-- Eu-
ro

e Verzicht auf Tiefpfligen (4022)
(Grubbern und Pfligen bis 30 cm erlaubt) 25,-- Eu-
ro



Verzicht auf Bodenbearbeitung (4023)
- zwischen 22. Mérz bis 5. Mai

ro

- zwischen 1. April bis 15.Mai

ro

Stehen lassen von Stoppeln (4024)

- bis mind.15 Oktober (bei Wintergerste 20. September)
ro

- bis 28. Februar des Folgejahres

ro

Ernteverzicht und Stehen lassen von Getreide (4025)

- bis mind. 15 Oktober (bei Wintergerste 20. September)
ro

- bis 28. Februar des Folgejahres

ro

Doppelter Saatreihenabstand im Getreide (4026)
ro

Volliger Verzicht auf Pflanzenschutzmittel (4031)
(Wachstumsregulatoren erlaubt)
ro

Verzicht auf Pflanzenschutzmitteln bei jahrlich einmaligem Einsatz

nach vorheriger Zustimmung (4032)
ro

Verzicht auf Insektizide einschlieBlich Rodentizide (4033)

ro

Verzicht auf Dingung (4034)
ro

Verzicht auf organische Diingung mit Ausnahme von Festmist (4035)

- bei Verwertung der Giille im Betrieb
ro

Anlage von Ackerstreifen oder Parzellen durch Selbstbegriinung

- Schwarzbrache — (4041)
ro

Anlage von Ackerstreifen oder Parzellen durch Einsaat (4042) mit

geeignetem Saatgut (z.B. Luzerne, Kleegras)
- einjahrig

ro

- mehrjahrig

ro

276,-- Eu-
395,-- Eu-
149,-- Eu-
149,-- Eu-
1.469,-- Eu-
1.469,-- Eu-
210,-- Eu-
431,-- Eu-
470,-- Eu-
206,-- Eu-
571,-- Eu-
128,-- Eu-
892,-- Eu-
1.170,-- Eu-
948,-- Eu-



Der Forderhochstbetrag /ha/Jahr liegt bei 1.469,--
Euro



*Bei einer Ackerstreifenférderung kann die MaRnahme innerhalb der Bewilligungsperiode
unter Beibehaltung der bewilligten GroRe der Extensivierungsflache rotieren. Findet eine
Rotation nicht statt, kann nach vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehdrde max. 2mal
in der jeweiligen Forderperiode eine selektive Grasbek&mpfung mit Pflanzenschutzmitteln
erfolgen.

Die in der MalRnahme ,,Extensive Ackernutzung in festgelegten Férderkulissen genannten
EinzelmaRnahmen sind mit den vorgenannten ExtensivierungsmalRnahmen auch in Einzel-
jahren kombinierbar.



4100
Umwandlung von Acker in Grinland in NATURA-2000-Gebieten, Naturschutzgebie-
ten und episodisch tberschwemmten Auenlagen sowie in Moorpufferzonen

Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

e Umwandlung von Acker in Grinland 468,--
Euro

Die Forderung ist nur fir die Dauer einer Bewilligungsperiode (5 Jahre) und in
Verbindung mit einer Extensivierung nach Anlage ,,Griinland férderfahig.

4121 und 4122
Extensivierung von Grinland ohne zeitliche Bewirtschaftungseinschrankung*

- Verzicht auf jegliche Dingung und chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel

- Verzicht auf Pflegeumbruch

- Grundsétzlicher Verzicht auf Nachsaat (nur nach vorheriger Abstimmung mit der
Bewilligungsbehorde mdglich)

Ausgleichsbetrag ha/Jahr

263,-- € bei Beweidung (4121)
306,-- € bei Mahd (4122)

*Eine FOrderung ist nur fur die Dauer von 10 Jahren und in der Regel als Erstextensivierung
nach diesen Richtlinien forderfahig. Das Angebot gilt fiir Fettwiesen und Fettweiden.



4131 bis 4170

Nutzung von Griinland mit zeitlichen Bewirtschaftungseinschrankungen*

4131 bis 4142

Extensive Weide- und Mahweidenutzung *

In den nachfolgend genannten Zeitrdumen ist eine eingeschrankte Weidenutzung mit 2 bzw.
4 GVE Besatzdichte je ha zul&ssig. Es besteht Beweidungspflicht. Vor dem genannten Zeit-
raum sind lediglich die zuldssigen Pflegemanahmen (u. a. Schleppen, Walzen) mdglich;
nach den genannten Zeitrdumen koénnen die Beweidung, Nachmahd und sonstige zuléssige
WeidepflegemalRnahmen in der Regel uneingeschrankt erfolgen. Verlangerungen dieses
Zeitraumes der zuldssigen PflegemalRnahmen vor/zu Vegetationsbeginn sind bei entspre-
chendem Witterungsverlauf nach vorheriger Zustimmung der Bewilligungsbehdrde maglich,
soweit naturschutz-fachliche Grunde nicht entgegenstehen.

max. 2 GVE (vgl. Anlage 2) Besatzdichte:

351,-- Euro (4131)

unter 200m  [200-400m | uber 400 m ganzjahrig: ganzjahrig:

U.NN U.NN U.NN Verzicht auf Giille, che- Verzicht auf jegliche
misch-synthetische Stick- N-Diingung” und Pflanzen-
stoff-Dinger und Pflanzen- | schutzmittel 3, Verzicht auf
schutzmittel 3; Nachsaat und Pflegeum-
Verzicht auf Pflegeumbruch | bruch

15.03. - 15.06. | 01.04. - 01.07. | 01.04.- 15.07. | Ausgleichsbetrag/ha/Jahr | Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

392,-- Euro (4132)

max. 4 GVE (vgl. Anlage 2) Besatzdichte ?

unter 200 m 200 —400 m | (ber 400 ganzjahrig: ganzjahrig:

U.NN i.NN U.NN Verzicht auf Gulle, che- Verzicht auf jegliche
misch-synthetische Stick- N-Diingung* und Pflanzen-
stoff-Diinger und Pflanzen- | schutzmittel 3,
schutzmittel 3, Verzicht auf Nachsaat und
Verzicht auf Pflegeumbruch | Pflegeumbruch

15.03. - 15.06. | 01.04. - 01.07. | 01.04. - 15.07. | Ausgleichsbetrag/ha/Jahr | Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

317,-- Euro (4141)

359,-- Euro (4142)

- bei Flachen unter 0,5 ha: 2 GVE/Flache
- bei Flachen von 0,5 bis 1 ha: 4 GVE/Flache.

stimmung mit der Bewilligungsbehdrde mechanisch beseitigt werden.

zuschreiben.

Die Bewilligungsbehdrde legt fest, in welche Héhenkategorie der jeweilige Schlag eingestuft wird.
Auf Kleinstflachen kann bei Rinderbeweidung folgende GVE-Beweidung zugelassen werden:

Auf ornithologisch nicht bedeutsamen Flachen kann naturschutzfachlich unerwiinschter Aufwuchs in Ab-

Bei bestimmten Biotoptypen wie z.B. Borstgrasrasen, Heiden u.a. ist ein vollstdndiger Dungeverzicht vor-




4151 bis 4160
Extensive Wiesen- und Mahweidenutzung

Eine Nutzung ist ab den genannten Zeitpunkten zuldssig. Es besteht eine Mahdpflicht. Ist
witterungsbedingt eine Nutzung zu einem friiheren Zeitpunkt angezeigt, kann die Bewilli-
gungsbehdrde im Einzelfall einer friiheren Nutzung (bis zu 5 Werktagen) im betreffenden
Jahr zustimmen, sofern keine naturschutzfachlichen Grinde entgegenstehen. Nach dem zu-
lassigen Nutzungszeitpunkt konnen Nachbeweidung sowie zuldssige Pflege- und Diinge-
maRnahmen in der Regel uneingeschréankt erfolgen.

Pflege- und Diingemalinahmen vor/zu Vegetationsbeginn sind grundsatzlich vor den in
Klammern genannten Zeitpunkten abzuschlieBen. Die Bewilligungsbehtrde kann im Einzel-
fall bei entsprechendem Witterungsverlauf, einer spéteren Pflege- und Diingemalinahme
zustimmen, soweit naturschutzfachliche Griinde nicht entgegenstehen.

unter 200m | 200-400 m tber 400 m | ganzjahrig: ganzjahrig:
U.NN U.NN U.NN Verzicht auf Gille, che- Verzicht auf jegliche

misch-synthetische Stick- N-Diingung* und Pflanzen-
stoff-Diinger und Pflanzen- | schutzmittel 3
schutzmittel 3 Verzicht auf Nachsaat und
Verzicht auf Pflegeumbruch | Pflegeumbruch

ab 20.05. ab 01.06. ab 15.06. Ausgleichsbetrag/ha/Jahr | Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

(15.03.) 2 (01.04.) 2 (01.04.) 2 310,-- Euro (4151) 327,-- Euro (4152)

ab 01.06. ab 15.06. ab 30.06. Ausgleichsbetrag/ha/Jahr | Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

(15.03.) (01.04.)° (01.04.) 2 327,-- Euro (4153) 349,-- Euro (4154)

ab 15.06. ab 01.07. ab 15.07. Ausgleichsbetrag/ha/Jahr | Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

(15.03) ? (01.04.)° (01.04.) ® 349,-- Euro (4155) 392,-- Euro (4156)

Die Bewilligungsbehdrde legt fest, in welche Héhenkategorie der jeweilige Schlag eingestuft wird.
Bei Vorkommen geféhrdeter bodenbriitender VVogelarten oder gefahrdeter Pflanzenarten Pflicht zur Ter-

minverschiebung bis zum Ende der Brutzeit bzw. bis zum Ende der vegetationskundlich entscheidenden
Phase (Aussaamung). Sofern ein Bewirtschaftungsverzicht tiber den jeweiligen letztgenannten Termin hin-
aus erfolgen muss, wird zuséatzlich ein Ausgleichsbetrag von 20,--Euro/ha/Jahr flr jeweils 14 Tage Be-
wirtschaftungsverschiebung (maximal 60,--Euro/ha/Jahr) gezahlt (Mal3nahme 4160).

stimmung mit der Bewilligungsbehdrde mechanisch beseitigt werden.

Auf ornithologisch nicht bedeutsamen Flachen kann naturschutzfachlich unerwiinschter Aufwuchs in Ab-

Bei bestimmten Biotoptypen wie z.B. Borstgrasrasen, Heiden u.a. ist ein vollstdndiger Dungeverzicht vor-

zuschreiben.

* Aus naturschutzfachlichen Griinden kann wahrend einer Bewilligungsperiode zwischen
Beweidung und Mahd und innerhalb der dort genannten Bewirtschaftungsvarianten auch in
Einzeljahren bei entsprechender Anpassung der Praémie gewechselt werden, sofern die Ex-
tensivierungsstufe (Dlngung, Pflanzenschutz) beibehalten wird.



4170
Extensive ganzjahrige Standweide *

Ausgleichsbetrag/ha/Jahr
347,-- Euro

- FlachengrofRe mindestens 10 ha

- Verbot der Diingung

- Verbot des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln

- Beweidungsdichte max. 0,6 GVE/ha

- Verbot der mechanischen Weidepflege vor dem 15.06 (danach Weidepflege
in vorheriger Abstimmung mit der Bewilligungsbehérde)

- Zufltterung nur bei Futtermangel in der Vegetationsruhe

* Die Beweidungspflicht entfallt bei klimatisch bedingten Einstallungen in den
Wintermonaten.



4200 bis 4212
Naturschutzgerechte Bewirtschaftung sonstiger Grinlandbiotope/
Nutzungsintegrierte Pflege

Fur alle sonstigen Biotope gilt:

- Verzicht auf Dlingung und Pflanzenschutzmittel
- Mahd ab Mitte Juli zuldssig*, M&hgut ist in der Regel zu entfernen
- Beweidung mit Pferden nur bei naturschutzfachlicher Vertretbarkeit

Ausgleichsbetrag/ha/Jahr

e Beweidung sonstiger Biotope (4200) 267,-- Eu-
ro

e Mahd
- Uberwiegend trockener Biotope wie z.B. Magerrasen und Heiden
(4211) 391,-- Eu-
ro
- Uberwiegend nasser Biotope wie z.B. Moore und Nasswiesen
(4212) 529,-- Eu-
ro

*sofern aus naturschutzfachlichen Griinden kein friherer Mahdtermin erforderlich ist und
gleichzeitig eine zweite Mahd nicht vor dem 15.09.erfolgt.



4500 bis 4560
Zusatzliche MaRnahmen in Verbindung mit naturschutzgerechter Griinlandnutzung
als laufende UnterhaltungsmalRnahme

4500 bis 4550 Ausgleichsbetrag

Einsatz von Ziegen aus naturschutzfachlichen Griinden

im jeweiligen Jahr (4500) pro Ziege 25,-- €
max. 200 €/Jahr

- Erfordernis der Handmahd im jeweiligen Jahr (4510)
(auf mind. 50% der Flache) 333,--/ha/Jahr

- Verzicht der Nutzung auf 20% der Flache bis zum 15.9.,
die nicht genutzte Flache ist jahrlich zu wechseln (4520) 790,-- € /ha/Jahr

- Beseitigung unerwinschter Gehdlze zur Erhaltung der Griinlandbiotope

im jeweiligen Jahr (4530) 333,-- €/ha/Jahr
- Ausbringen von Heu- und Trockenmulch (4540) 392,-- €/ha/Jahr
- zweite Mahd nicht vor dem 15.09. (4550) 50,-- € /ha/Jahr
4560*

Fur weitere zusatzliche besondere Bewirtschaftungsauflagen oder -erschwernisse, die als
Zusatzleistung auch in einzelnen Bewirtschaftungsjahren vom Zuwendungsempfangenden
erbracht werden, kann die Bewilligungsbehdrde eine zusatzliche Aufwandsentschadigung
- maximal 150,-- Euro/ha/Jahr - gewéhren. Dieses sind unbeschadet weiterer Félle Leistun-
gen wie:

- fachgerechte Entsorgung von nach Vorgabe der Bewilligung zu entfernendem Méhgut
(z.B. bei Pflegemalinahmen aufgegebener LN-Flachen, (Kompostierung) und /oder Ab-
transport aufgrund der 6rtlichen Gegebenheiten aus engen Télern

- zusétzlicher Aufwand bei Pflegeleistungen in steilen Hanglagen/engen Télern

- zusétzlicher Aufwand bei witterungsbedingten MaRnahmen (Pflegemanahmen auf
staunassen Flachen u. a.).

- vOlliger Beweidungsverzicht in Einzeljahren

*Die Finanzierung der Zusatzleistung nach Nr. 2 erfolgt ohne EU-Beteiligung.
4301 und 4302

Streuobstwiesenschutz mit und ohne extensive Unternutzung in festgelegten Férderku-
lissen*

4301
Pflege und Erganzungspflanzung bestehender Obstbaumbesténde als regelmafiige



MalRnahme

Fordervoraussetzung:
- Mindestobstbaumbestand 35 Baume/ha
- MindestflachengrofRe 0,15 ha (in diesem Fall mit Baumbestand von mind. 10 Béau-
men)

Erganzungspflanzung und Pflege durch:
- Ergénzung vorhandener Obstbaumbesténde jeweils entsprechend fachlicher VVorgaben mit
geeigneten Obstbaumsorten, die Giitebestimmungen entsprechen
- BaumpflegemalRnahmen durch Erziehungs-, Erhaltungs- und Verjingungsschnitt entspre-
chend fachlicher Vorgaben
- Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzenbehandlung der Obstbaume

Gefordert werden hochstens 55 Baume/ha
Ausgleichsbetrag Baum/ Jahr

14,54 Euro
(entspricht max. 800,--Euro/ha/Jahr)

4302
Extensive Unternutzung der Streuobstwiesen nur in Verbindung mit Nr. 1

- Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzenschutz- und Diingemittel

Ausgleichsbetrag/ha/Jahr
100,-- Euro

* die Forderung der Streuobstwiesen ist nur in vorab festgelegten Forderkulissen zuldssig



4400
Biotoppflege

Pflege von Hecken in vorab festgelegten Férderkulissen

- Mindestlange der Hecke 50 m

- Pflegeschnitte (Auf-den-Stock-Setzen /Auslichten)

- Reisigentfernung/Aufschichtung fiir Benjeshecken

- Anpflanzung und ggf. Nachpflanzung standortgerechter Arten aus regionaler Her-
kunft,

- Schutz vor Verbissschaden soweit und solange erforderlich (Einzelverbissschutz,
ggf. Einzaunung)

- Mindestens einmalige Mahd des Saumstreifens innerhalb einer Bewilligungsperiode
mit Abraumpflicht des Mahgutes

Ausgleichsbetrag Ifd. m/ Jahr
bis zu 4,-- Euro



Umrechnungsschlissel zur Ermittlung des Viehbesatzes

Bei der Ermittlung des Viehbesatzes ist folgender Umrechnungsschliissel anzuwenden:

Kélber (auBer Mastkalber) und Jungvieh unter 6 Monaten 0,30 GVE
Mastkalber 0,40 GVE
Rinder von 6 Monaten bis 2 Jahren 0,60 GVE
Rinder von mehr als 2 Jahren 1,00 GVE
Pferde unter 6 Monaten 0,50 GVE
Pferde von mehr als 6 Monaten 1,00 GVE
Mutterschafe 0,15 GVE
Schafe (auller Mutterschafe) von mehr als 1 Jahr 0,10 GVE
Ziegen 0,15 GVE
Ferkel 0,020 GVE
Laufer (20-50 kg) 0,060 GVE
Mastschweine (liber 50 kg) 0,160 GVE
Zuchtschweine 0,300 GVE
Puten 0,020 GVE

Gefllgel 0,004 GVE



	(wie z.B. Ackerwildkräuter, Feldhamster, Rebhuhn, Feldhase, Feldlerche, Grauammer, Wachtelkönig, Wachtel und Kiebitz) 
	  
	4100  
	Umwandlung von Acker in Grünland in NATURA-2000-Gebieten, Naturschutzgebieten und episodisch überschwemmten Auenlagen sowie in Moorpufferzonen 
	4121 und 4122 
	Extensivierung von Grünland ohne zeitliche Bewirtschaftungseinschränkung* 
	 4500 bis 4560 
	Zusätzliche Maßnahmen in Verbindung mit naturschutzgerechter Grünlandnutzung als laufende Unterhaltungsmaßnahme 
	Streuobstwiesenschutz mit und ohne extensive Unternutzung in festgelegten Förderkulissen* 

